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DIE PRIVATISIERUNG DES "VOLKSEIGENEN" VERMÖGENS IN DER 

LANDWIRTSCHAFT IN DEN NEUEN BUNDESLÄNDERN 

von 

Manfred LÜCKEMEYER, Bonn 

1 Privatisierung: notwendige Aufgabe beim Übergang zur Marktwirtschaft 

1.1 Ausgangssituation 

Daß das umfangreiche volkseigene Vermögen der früheren DDR aus dem öffentli­
chen in den privaten Sektor zu überführen sei, war und ist seit der politischen Wende 
unumstritten. Eine wie in den früheren sozialistischen Staaten ausgedehnte Wirt­
schaftstätigkeit des Staates bedroht den Freiheitsgehalt einer Gesellschaftsordnung 
(MONOPOLKOMMISSION, 1990). Sie ist unvereinbar mit den Prinzipien einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung und führt zu wirtschaftlicher Ineffizienz. 

Die Volkskammer der DDR schuf mit dem Gesetz zur Privatisierung und Reorganisa­
tion des volksei~enen Vermögens (Treuhandgesetz)l vom 17. Juni 1990 die Rechts­
grundlage für dIe Treuhandanstalt und ihre Täti~eit. Damit war entschieden, daß 
eine Alternative zur Treuhandlösung - wie e~a dIe von Polen und der CSFR bevor­
zugte Zertifikatslösung - nicht zum Zuge kam. 

1.2 Aufgaben der Treuhandanstalt 

Die Treuhandanstalt (THA) hat den Auftrag, die ihr übertragenen Vermögenswerte 
treuhänderisch zu verwalten und an die rechtmäßigen früheren Eigentümer zurückzu­
geben und, sofern eine Rückgabe an frühere Eigentümer nicht vorgesehen ist, zu pri-­
vatisieren. Das Treuhandgesetz spezifiziert den Auftrag der THA; demzufolge hat sie 

1 

2 

- die unternehmerische Tätigkeit des Staates durch Privatisierung so weit und 
so rasch wie möglich zurücKzuführen; 

- die Strukturanpassung der Wirtschaft an die Erfordernisse des Marktes zu 
fördern; 

- die Wettbewerbsfähigkeit möglichst vieler Unternehmen - u.a. durch wettbe­
werbliche Strukturierung - herzustellen und somit Arbeitsplätze zu sichern 
und 

GBI (DDR) 1990 I S. 300ff. 
Die Vor- und Nachteile beider Lösungen diskutiert C. WATRIN (1991). 
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- sanierungsfähigen Unternehmen Kapital zuzuführen und nicht sanierungsfä­
hige Unternehmen stillzulegen; 

- Grund und Boden für wirtschaftliche Zwecke bereitzustellen.3 

1.3 Rechtsgrundlage und rechtliche Aspekte 

Die THA ist eine rechtsfähige bundesunmittelbare Anstalt des öffentlichen Rechts; 
sie untersteht der Fach- und Rechtsaufsicht des Bundesministers der Finanzen, der 
die Fachaufsicht im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und dem 
jeweils fachlich zuständigen Bundesminister ausübt (Art. 25 Abs. 1 des Einigungsver­
trages). Dies bedeutet, daß in Angelegenheiten der Agrar- und Ernährungswirtschaft 
das Einvernehmen des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
bei der Fachaufsicht herbeizuführen ist. 

Die Treuhandanstalt ist als Anstalt des öffentlichen Rechts "Behörde". Die Frage, ob 
und W. inwieweit die Treuhandanstalt wegen ihrer Behördeneigenschaft auch hoheit­
lich nandelt, war bereits Gegenstand von Rechtsstreitigkeiten, die .f.wohl vor den 
Zivilgerichten wie vor den Verwaltungsgerichten ausgetrage~ wurden. Es scheint sich 
die Rechtsauffassung des Berliner Oberverwaltungsgerichts durchzusetzen: Danach 
ist die Umstellung der Planwirtschaft der ehemaligen DDR auf die soziale Marktwirt­
schaft zwar eine "genuin staatliche Aufgabe", das Treuhandgesetz sehe aber vor, daß 
jedenfalls die Umsetzung der Privatisierungsaufgabe der Treuhandanstalt sich in den 
Rechtsformen des bürgerlichen Rechts zu vollziehen habe. Die von der Treuhandan­
stalt abgeschlossenen Veräußerungsverträge sind deshalb grundSätzlich wie Kaufver­
träge zu beurteilen, die zwischen Privatunternehmen abgeschlossen werden. Gleich­
wohl unterliegt die Treuhandanstalt weiterhin den Bindungen, die sich aus ihrer 
Funktion als Behörde und ihren im Treuhandgesetz niedergelegten Auf~aben erge­
ben. Eine etwaige Verletzung dieser Aufgaben wird aber wohl nur im Einzelfall zur 
Unwirksamkeit eines von der Treuhandanstalt abgeschlossenen Vertrages führen. 
Dies bedeutet z.B., daß ein von der THA nicht berücksichtigter Kaufinteressent in der 
Regel nur eine Klage, mit der Schadensersatzansprüche geltend gemacht werden, er­
heben kann. 

Der Gesetzgeber' erkennt im Treuhandgesetz ausdrücklich die Existenz ökonomi­
scher, ökologischer, struktureller und eigentumsrechtlicher Besonderheiten im Be­
reich Land- und Forstwirtschaft an. Dementsprechend gehört es zu den gesetzlichen 
Auf~aben der THA, diesen Besonderheiten bei der Privatisierung und Reorganisation 
des 'volkseigenen" land- und forstwirtschaftlichen Vermögens Rechnung zu tragen (§ 
1 Abs. 6 Treuhandgesetz). Damit ist die rechtliche Grundlage für die Berücksichti­
gung agraIJ>olitischer Ziele und Grundsätze bei der Gestaltung der Privatisierung im 
Agrarbereich geschaffen. 

1.4 Aufbau der Treuhandanstalt 

Die Forderung einiger agrarpolitischer Entscheidunw;trä&er nach einer eigenstän­
digen Treuhandanstalt für den Agrarbereich war letztlich mcht realisierbar. Zwar sah 
das von der Volkskammer verabschiedete Treuhandgesetz die Bildung verschiedener 

3 
4 

5 
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Vgl. z.B. die Präambel zum Treuhandgesetz sowie § 2 Abs. 1, § 8 Abs. 1 und § 9. 
Vgl. z.B. Kammergericht Berlin, Beschluß vom 05.12.1990, NJW 1991, S. 360; 
Verwaltungsgericht Berlin, Beschluß vom 19.12.1990, NJW 1991, S. 376; Oberver­
waltungsgericht Berlin, Beschluß vom 22.01.1991, NJW 1991, S. 715. 
OVG Berlin, Beschluß vom 22.01.1991, a.a.O., S. 716; vgl. auch VG Berlin, Be­
schluß vom 06.06.1991, NJW 1991, S. 1969. 



Aktiengesellschaften vor. Hierzu hätte auch eine mit der Privatisierung des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens beauftragte Aktien~esellschaft gehört. Jedoch wurde 
dieses Organisationskonzejt nicht verwirklicht, weil zwischenzeiti~ seine Unzweck­
mäßigkeit erkannt wurde. Nunmehr obliegt das land- und forstwutschaftliche Ver­
mögen einschließlich bestimmter Bereiche der Ernährungswirtschaft einer "Unter­
nehmensgruppe" genannten Teileinheit der THA, die sich organisatorisch von 
anderen wie z.B. Chemie, Energiewirtschaft etc. nicht abhebt. Die 1HA nimmt ihre 
Aufgaben in der Berliner Zentrale sowie in 15 Niederlassungen in den Städten, die 
Sitz der früheren DDR-Bezirksverwaltungen waren, wahr. 

Die organisatorische Entscheidung, der Unternehmensgruppe Land- und Forstwirt­
schaft auch substantielle Teile des Verarbeitungs- und Vermarktungssektors zur Ver­
waltung und Privatisierung zuzuweisen, trägt den starken wechselseitigen Abhän­
gigkeiten zwischen Urproduktion und Verarbeitung/Vermarktung im Agrarbereich 
Rechnung. Die Bedeutung der aufnehmenden Hand für Produktionsstruktur und 
letztlich Wirtschaftlichkeit der landwirtschaftlichen Betriebe wird besonders in der 
Milchwirtschaft, im Zucker- und Stärkesektor sowie in der Geflügelfleischproduktion 
deutlich. 

1.5 Die landwirtschaftlichen Vermögenswerte 

Die THA beziffert die ihr übertragenen landwirtschaftlich nutzbaren Flächen auf 1,74 
Mio ha, die sich auf ca. 1,5 Mio Flurstücke verteilen. Etwa 1,4 Mio ha werden von 
LPGen, deren Rechtsnachfolgern oder Wieder-/Neueinrichtern genutzt. Weitere rd. 
340.000 ha entfallen auf 428 Volkseigene Güter (VEG), die darüber hinaus rd. 84.000 
ha Flächen im Privateigentum, insgesamt also etwa 424.000 ha bewirtschaften. Etwa 
400 Betriebe der Ernährungsindustrie (VEB) waren und sind z.T. noch zu privatisie­
ren. Zu privatisieren sind ferner Gestüte, Pferdezuchtdirektionen und Rennbetriebe. 

Alle Volkseigenen Betriebe (VEB) sind durch § 11 Abs. 2 Treuhandgesetz in 
Kapitalgesellschaften (in der Regel Gesellschaften mit beschränkter Haftung) umge­
wandelt worden. Eine derarti&e Umwandlung ist für Volkseigene Güter (VEG) und 
staatliche Forstwirtschaftsbetnebe nicht vorgesehen (§ 11 Abs. 3 letzter Gedanken­
strich). Zumindest in der Praxis der THA werden auch die VEG wie selbständige ju­
ristische Personen (GmbH) behandelt. 

Soweit das Treuhandgesetz keine besonderen Rechtsvorschriften für das Verhältnis 
zwischen der 1HA und ihren Unternehmen enthält, gelten die Bestimmungen des 
GmbH-Gesetzes und des Aktiengesetzes. Die THA fungiert damit wie die Spitze ei­
nes Konzerns, der eine Vielzahl von Tochterunternehmen hält. 

2 Grundsatzfragen 

2.1 Das politische Mandat 

Die Delegation an eine öffentlich-rechtliche Anstalt kennzeichnet die Position der 
Privatisierungsaufgabe im Gesamtrahmen staatlicher Aufgabenerfüllung: Die Privati­
sierung wird nicht als ministerielle Aufgabe angesehen. Sie ist dadurch dem politi­
schen Tagesgeschehen, nicht jedoch der politischen Verantwortung entzogen. 
Letztere ergibt sich aus der fachaufsichtlichen Bindung an die Bundesre~ierung. Auch 
der § 1 Abs. 6 des Treuhandgesetzes, der die Berücksichtigung der agrarischen Beson-

6 Dem sog. Bonner Konzept lagen Überlegungen des Bundesministeriums für Wirt­
schaft zugrunde; siehe HOMMELHOFF und KREBS (Hrsg.) 1990. 
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derheiten vorschreibt, begründet eine besondere politische Verantwortung bei der 
Gestaltung der Treuhandschaft. Die THA selbst hat kein politisches Mandat "im 
Sinne einer .. beliebigen Entscheidung von Zielkonflikten nach diskretionärem Er­
messen" (MOSCHEL, 1991). Die Frage, inwieweit mit der Tätigkeit der THA politi­
sche Ziele - hier insbesondere wirtschafts-, regional-, sozial- und agr~olitische Ziel­
setzun~en - angestrebt werden sollen, ist heftig diskutiert worden. Die Organisation 
der Pnvatisierung als nicht-ministerielle Aufgabe sollte auch dazu führen, daß mit ihr 
keine politischen Ziele unmittelbar verfolgt werden - sieht man von dem wobalen 
Ziel emmal ab, die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft und ~wirtschaft in den 
neuen Ländern herbeizuführen. Sie ist nicht Instrument der Politik. Unumstritten hat 
jedoch die Ausgestaltung der Treuhandschaft bei Ausnutzung der gegebenen, recht­
lich gesicherten Handlungsfreiheit eine erhebliche politische Dimension. Die THA 
beeinflußt den regionalen Arbeitsmarkt sowie die regionale Wirtschafts- und Agrar­
struktur massiv, wenn sie Entscheidungen über Verkauf im ganzen oder Entflechtung, 
Weiterführu~ oder Stillegung, Sanierung oder Privatisierung fällt. Die Reduzierung 
der THA-Täugkeit auf technokratisch-managementorientiertes Handeln mit dem fis­
kalischen Ziel der Erlösmaximierung hieße, die politischen Wirkungen des Handeins 
dem Zufall zu überantworten und Möglichkeiten der systematischen Annäherung an 
politische Ziele ungenutzt zu lassen. Eine auf politisch sinnvolles Handeln der THA 
hinwirkende Fachaufsicht durch die Bundesregierung stellt..somit einen akzeptablen 
Mittelw~g zwischen nachteiliger Abstinenz und hektischer Uberbestimmung dar. Für 
die Fachaufsicht der Ministerien, deren Wesen rechtlich nirgends bestimmt ist, be­
deutet dies, daß sie sich auf Leitlinien beschränken und grundSätzlich von Ein­
mischungen im Einzelfall freihalten muß. 

2.2 Rückgabe oder Entschädigung 

Die Belastung von Vermögenswerten mit dem Rückerstattungsanspruch der Alteigen­
tümer stellt unausweichlich ein Privatisierungs- und sOinit auch Investitionshemmnis 
dar. Gleichwohl entschieden si~h Bundesregierung und Parlament für den Grundsatz 
"Rückgabe vor Entschädigung" , schränkten ihn jedoch durch sog. "Vorfahrtregelun­
gen" für Investitionen ein (geregelt im Investitions~esetz und im Vermögensgesetz). 
Die hier interessante agrarstrukturelle Bedeutung dieser Regelung ergibt sich daraus, 
daß der Verkauf anspruchsbelasteter landwirtschaftlich genutzter Flächen für Ge­
werbe- und Infrastrukturzwecke nunmehr unter bestimmten Voraussetzungen möglich 
ist. Da Investitionen in landwirtschaftliche Betriebe im Beitrittsgebiet regelmäßig 
einen Abbau von Arbeitskräften nach sich ziehen, die Sicherung oder Schaffung von 
Arbeitsplätzen aber eine Voraussetzung für die Anwendung der genarmt~n Gesetze 
ist, wäre die Vorfahrtsre~elung in der Landwirtschaft praktisch nicht anwendbar. Um 
die Strukturentwicklung m der Landwirtschaft nicht zu behindern, wurde in das Inve­
stitionsgesetz eine besondere Regelung aufgenommen (§ 1 a). Die Verpachtung oder 
Veräußerung anspruchsbelasteter landwirtschaftlich genutzter Fläche durch den Ver­
fügungsberechtigten.Ji.d.R. die THA) ist ~estattet, wenn die Inanspruchnahme erfor­
derlich ist, um die Uberlebensfähi~keit emes bestehenden oder die Gründung eines 
landwirtschaftlichen Betriebes zu Sichern. Der Alteigentümer kann der Fremdbestim­
mung über sein Vermögen entgehen, indem er selbst gleichwertige Investitionen vor­
nimmt. 

Die praktische agrarstrukturelle Bedeutung dieser Regelung besteht darin, daß so­
wohl LPGen als auch Wiedereinrichtern langfristige Pachtverträge für anspruchsbela­
stetes Land durch die THA angeboten werden können und dadurch der Zugang zu 

7 

8 
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Gegenteilig votierte der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesminister für Wirt­
schaft. 



Krediten und staatlicher Förderung, beides häufig Voraussetzung für die betriebliche 
Entwicklung, ermöglicht wird. 

2.3 Privatisierung oder Sanierung 

Der anfangs deutliche Vorrang der Privatisierung vor der Sanierung wurde angesichts 
der wachsenden Arbeitslosigkeit im Beitrittsgebiet in der Mitte des Jahres 1991 relati­
viert, ohne jedoch gänzlich aufgegeben zu werden (WA TRIN, 1991). 

Die Sanierung volksei~ener Betriebe im Verarbeitungs- und Vermarktungssektor 
kann sich als agrarpohtisch erforderlich erweisen, wenn ansonsten der Absatz von 
Agrarprodukten beeinträchtigt oder erheblich verteuert wird. Hingegen hat die THA 
Sanierungsmaßnahmen in ihren volkseigenen Gütern (VEG) und insbesondere in den 
früheren Kombinatsbetrieben der Massentierhaltung äußerst selten und auch dann 
nur partiell angewendet, wenn diese zur Fortexistenz des Gesamtbetriebes erforder­
lich waren und die Fortexistenz überhaupt als sinnvoll erachtet wurde. Hinsichtlich 
der VEG ergibt sich somit eine deutliche Nachrangigkeit von Sanierungsmaßnahmen. 

Bund und Länder haben im Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserun~ 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" Unternehmen dann von ieglicher investi­
ven Förderuns ausgeschlossen, wenn die öffentliche Hand (u.a. THA) daran zu mehr 
als 25 % beteiligt ist. Damit sollte und soll auch der Privatisierung Vorschub geleistet 
werden. Die Entscheidungen über Investitionen sollte in einem marktwirtschat'tlichen 
System derjenige fällen, der sie unter Einsatz seines Vermögens im Wettbewerb zu 
verantworten hat, also der Unternehmer. Entscheidungen öffentlich Bediensteter un­
ter dem Aspekt garantierter staatlicher Verlustdeckung bergen die Gefahr der Fehlin­
vestition und der Fehlallokation knapper Ressourcen. 

3 Bedeutung der Privatisierung I'iir Agrarstruktur und -entwicklung 

3.1 Grundkonzept der Privatisierung des Grund und Bodens 

Unter Hinweis auf den beachtlichen Anteil landwirtschaftlich genutzter Flächen in 
der ~and der THA - mit 1,74 Mio ha immerhin etwa 28 % der 6,17 Mio ha LF insge­
samt - ist des öfteren eine systematische Siedlungspolitik in den neuen Bundeslän­
dern gefordert worden. Diese hätte darin bestanden, die Flächen von Staats wegen 
oder durch beauftragte Institutionen - wie z.B. die Siedlungsgesellschaften der neuen 
Länder - neu zu gründenden landwirtschaftlichen Betrieben zuzuordnen und sodann 
die geeigneten Bewirtschafter dazu zu suchen und anzusiedeln. Dieses Konzept wurde 
nicht reälisiert. 

lIin2egen ist vorgesehen, daß die THA Land grundsätzlich an beliebige Bewerber un­
ter aem durchaus nicht einzigen, jedoch gewichtigen Gesichtspunkt der Erlösmaximie­
rung verkauft oder langfristig verpachtet. Wer welche Menge Landes erwirbt, hängt 
prima facie von den finanziellen Mitteln des Erwerbers ab. So betrachtet, ist die ent­
stehende Agrarstruktur zufallsbedingt. Kritiker befürchten, daß je nach Maßgabe der 
verfügbaren Finanzmittel viele Betriebe mit zu geringer Flächenausstattung entstehen 
oder von einzelnen Großinvestoren Flächen in unvertretbar großem Umfang erwor­
benwerden. 

9 Zu berücksichtigen ist allerdings, daß die THA aus ihrem Bestand eine noch nicht 
bezifferbare Anzahl an ha an Eigentümer zurückgeben muß, die nach 1949 ent-
eignet wurden. . 
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Das Problem fehlender Übereinstimmung zwischen verfügbaren Geldmitteln und er­
forderlicher Mindestflächenausstattung läDt sich vielfach durch ZUp'acht lösen - insbe­
sondere dann. wenn die THA durch unterstützende Verkaufspolitik mitwirkt. Jedoch 
wird kritisierend bemerkt, daß Bewerber insbesondere aus den neuen Bundesländern 
wegen. Kapitalmangels nicht ausreichend beim Kauf zum Zuge kämen. Es gibt des­
halb Überle~ngen, einem bestimmten und klar abgegrenzten Kreis von Erwerbern -
in erster Urne Wiedereinrichtern und Alteigentümern - günstigere Konditionen beim 
Kauf anzubieten (z.B.larigfristige Zalliungsziele in Verbindung mit Zinsermäßigung). 

3.2 Betriebs- und Bestandsgrößen 

Die durchschnittliche Bestandsgröße der früheren DDR-Betriebe von ca. 1.600 GV 
kennzeichnet die Strukturunterschiede zu West-Deutschland und den übrigen EG­
Ländern nur unzureichend. Aussagefähig sind hier insbesondere die Dimensionen der 
Großbestände in den VEG und dem vormaligen Kombinat "Industrielle Tierpro­
duktion": 2.000 - 4.000 Kühe, 15.000 - 20.000 Mastrinder, 120.000 - 190.000 Mast­
schweine-Stallplätze, 4.000 - 6.000 Sauen. Eini~e dieser Betriebe wurden bereits ver­
kauft oder stillgelegt; einige stehen zur Privatisierung an. Die vier größten Schweine­
mastbetriebe wurden in Absyrache mit der Bundesregierung geschlossen. Die Stille­
gungsentscheidung stützte Sich auch auf die völlig untragbaren Umweltbelastungen 
durch die genannten Betriebe. 

Grundsätzlich ist ein Fortbestehen großer Tierhaltungsbetriebe nicht akzeptabel, 
wenn dadurch die geltenden Umweltschutz-Bestimmungen verletzt werden. Ist der 
rechtlich erforderliche Mindeststandard nicht gegeben und kann auch durch Investi­
tionen auf wirtschaftliche Weise nicht erreicht werden, ist die Stillegung unvermeid­
bar. 

Zwar entsprechen nach wie vor Großbestände, wie sie konkret zur Privatisierung an­
stehen, nicht den agrarstrukturellen Zielvorstellun~en; eine generelle Stille~g die­
ser Betriebe aus agrarpolitischen Gründen würde Jedoch der Problemsituauon nicht 
gerecht. In jedem Einzelfall ist abzuwägen, ob eine Stillegung zu vertreten ist. Dabei 
sind neben dem fiskalischen Gesichtspunkt auch die Arbeitsmarktlage und der rep'o­
nalpolitische Aspekt - manche dieser Betriebe bilden zur Zeit noch das wirtschaftlIche 
RücIwat einer ganzen Region - zu berücksichtigen. Hinzu kommt, daß die Produk­
tion uerischer Erzeugnisse im Beitrittsgebiet dramatisch zurückgeht. Sofern dadurch 
auch die Verarbeitungsbetriebe zur Schließung gezwungen werden, kann sich der 
Rückgang als irreversibel erweisen. Im Hinblick auf die Erhaltung von Vermarktungs­
und Verarbeitungseinrichtungen kann sich deshalb ein gemeinsames Interesse von 
Betreibern von Großbeständen und Wiedereinrichtern ergeben. 

Zu berücksif~tigen ist auch, daß die Abneigung gegenüber Großbeständen in West­
deutschland im wesentlichen auf der Furcht beruhte, einige Investoren könnten 
durch Expansion und Wettbewerb kleineren Betrieben die Produktionskapazitäten 
streitig machen und deren Existenz gefährden, wobei jedoch dieser Zusammenhang 
hier nachweislich nicht besteht. Eine schwindende Sensibilität gegenüber Groß­
beständen wird vermutlich künftig die agrarpolitische Meinungsbildung beeinflussen. 

Bei der Privatisierung der landwirtschaftlich nutzbaren Flächen existiert neben dem 
Problem des Entstehens zu kleiner Betriebe vor allem auch das zu großer Anhäufung 
von LF in einer Hand. Gegen den Verkauf von unbegrenzten Mengen an einzelne Er­
werber ~bt es keine ökonomisch-rationalen Gründe. Der Erwerber würde schon den 
ökonOmISCh sinnvollen Zuschnitt seines Betriebes oder evtI. seiner Betriebe finden. 

10 Siehe die von den Ländern Bayern und Niedersachsen 1985 zur Diskussion ge­
stellten Gesetzentwürfe, die auf Obergrenzenje Betrieb abzielten. 

398 



Vielmehr sind es sozialpsychologische und politische Argumente, die gegen starke 
Konzentration von Landbesitz sprechen. Die Anhäufung von Land in wenigen Hän­
den wird noch immer mit Machtkonzentration empfunden. Der Verkauf knapper Gü­
ter an viele wird als gerechter und demokratischer beurteilt als die BerücksIchtigung 
einzelner oder weniger. 

Die THA hat bei der Landab~abe das Grundstückverkehrsgesetz und das Landpacht­
verkehrsgesetz zu berücksichtigen. Nach diesen Gesetzen ist eine "ungesunde Vertei­
lung von Grund und Boden" zu vermeiden. Es ist Sache der mit dem Gesetzesvollzug 
beauftragten (neuen) Bundesländer, zu bestimmen, bei welchen Größenordnungen 
dieser Tatbestand gegeben ist. Einige Länder haben verlautbart, daß sie 300 - 500 ha 
als Grenze ansehen und beim Gesetzesvollzug zugrundelegen wollen. 

3.3 Wettbewerb um Flächen 

Die THA wird sich des öfteren vor dem Problem sehen, zwischen mehreren Bewer­
bern, deren Preisangebot unwesentlich differiert, eine Auswahl treffen zu müssen. Um 
ihrem Auftrag zu entsprechen, die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft herzustellen 
und die Strukturanpassung an die Erfordernisse des Marktes zu fördern, verlangt sie 
von den Bewerbern Bewirtschaftungskonzepte, die sie im Lichte dieser Zielsetzung 
beurteilen kann. Es ist nicht zu erwarten, daß bei der Verschiedenartigkeit der Kon­
zepte allgemeingültige Beurteilungskriterien angewendet werden könnten. Die THA 
hat die Zusammenarbeit mit den Landesregierungen gesucht, um die Sachkenntnis 
der ortskundigen Landwirtschaftsbehörden bei der Beurteilung der Konzepte zu nut­
zen. Die starke Regions-Bezogenheit dieser Institutionen läßt allerdings befürchten, 
daß wegen des Auseinanderfallens von regionalem und gesamtwirtschaftlichem Nut­
zen suboptimale Lösungen entstehen. Konkret: Konzepte mit intensiver Bewirtschaf­
tung und hohem AK-Besatz werden möglicherweise häufig den Vorzug haben, obwohl 
Extensivierung und Stillegung aus gesamtwirtschaftlicher Sicht geboten wären. 

Nach Herkunft und Rechtsform des Betriebes lassen sich die Bewerber in Wiederein­
richter, Neueinrichter, Alteigentümer und Nachfolgebetriebe der LPG systema­
tisieren. Welche dieser Kategorien bei etwa gleichwertigen Bewirtschaftungskon­
zepten zum Zuge kommt, kann Ld.R. kaum auf der Grundlage rationaler Kriterien 
und muß folglich aufgrund politischer Vorgaben entschieden werden, die von Man­
datsinhabern getragen werden. In der Diskussion zeichnet sich die folgende Rangfolge 
ab: 

- Wiedereinrichter und Alteigentümer 

- LPG und deren Nachfolgebetriebe, soweit deren Landbedarf unabweisbar ist 

- ortsansässige Neueinrichter 

- Neueinrichter aus den alten Bundesländern and anderen EG-Mitgliedstaaten 

In diesem Zusammenhang ist auch die Auffassung des Ernährungsausschusses des 
Deutschen Bundestages relevant, wonach den Belangen der Wiedereinrichter, Neu­
einrichter und Alteigentümer in ihrem Bestreben, wettbewerbsfähige und stabile Be­
triebe zu errichten und die dafür erforderlichen Flächen zu pachten und zu erwerben, 
Rechnun~ zu tragen und bei der Ausgestaltung der Pachtverträge, insbesondere hin­
sichtlich Ihrer zeitlichen Bemessung, darauf zu achten ist, daß der Umstrukturierungs­
prozeß der LPG nicht verzögert wird. 
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3.4 Preisgestaltung und Verkaufspolitik 

Die Landabgabepolitik der TIiA kann einen erheblichen Einfluß auf die Preise für 
Grund und Boden !taben (WJSSENSCHAFfUCHER BEIRAT BEIM BUNDES­
MINISTERIUM FUR ERNAHRUNG, LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN, 
1990). Wenn sich die THA an fiskalischen Zielen orientiert, wird sie eine vorsichtige 
Angebotspolitik verfolgen müssen, weil auf dem Bodenmarkt mit erheblicher Preisffe­
xibilität zu rechnen ist. Eine starke Entwertung landwirtschaftlicher Vermögenswerte 
brächte zudem Betriebe in Westdeutschland in Gefahr, deren Kredite dann nicht 
mehr besichert wären. 

Die aus einer vorsichtigen Angebotspolitik notwendigerweise resultierende Lamdebig­
keit der TIiA widerspricht ihrem Auftrag, sich durch rasche Privatisierung serbst zu 
eliminieren. Auch um eine Kontinuität zu ermöglichen, will die TIiA deshalb ein 
Bankenkonsortium mit der Verwertun~ der ehemals volkseigenen land- und forstwirt­
schaftlich genutzten Flächen (ohne die Flächen der YEG) beauftragen. Durch die 
Vertragsgestaltung ist sicherzustellen, daß die Fachaufsicht der Bundesressorts wei­
terhin greift. 

3.5 Natur- und Umweltschutz 

Die Flächenansprüche des Naturschutzes kann die TIiA als öffentlich-rechtliche Insti­
tution nicht unberücksichtigt lassen. Der vom Bundesministerium für Umwelt, Natur­
schutz und Reaktorsicherheit (BMU) 1990 vorgelegte Umweltbericht spricht sich für 
die Bereitstellun~ von 10 - 15 % der unbebauten Fläche für den Naturschutz aus. 
Konsequenterwelse müßte auch ein entsprechender Anteil an den Flächen der TIiA 
diesem Zweck zugeführt werden. Eine Problematik ergibt sich daraus, daß der Bund 
nicht Träger dieser Flächen sein kann, da ihm laut Grundgesetz für den Naturschutz 
Verwaltungs- und Finanzierungskompetenz nicht zustehen. Diese liegen vielmehr bei 
den Ländern, die folglich die Flächen, sofern die Naturschutzbelange Privatbesitz aus­
schließen und soweit sie einen Marktwert besitzen, erwerben müßten. 

Die für den Naturschutz erforderlichen Flächen lassen sich derzeit nur zu einem Teil 
identifizieren. Die Raumordnungsmaßnahmen und Fachplanungen der neUen Länder 
werden zweifellos weitere Naturschutzflächen ausweisen, die aber nur zum Teil iden­
tisch mit Flächen der TIiA sein werden. Die Lösung könnte darin bestehen, daß vor­
erst Landreserven auf unterer regionaler Ebene gebildet werden, die nach und nach, 
je nach Konkretisierung der benötigten Flächen, durch Bodenordnungsverfahren dem 
Naturschutz zugeführt werden. 

4 Schlußbemerkung 

Die Privatisierung von landwirtschaftlichen Vermögen ist eine AU~~be, die ohne 
Rückgriffsmöldichkeit auf Erfahrun~en zu erledigen ist. Da sie die arstrukturen 
massiv beeintTußt und auf diese Welse weit in die Zukunft wirkt, ist i e sorgfältige 
Planung und Durchführung ein agrar- und gesellschaftspolitisches Gebot. 
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